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religiosen Grundsitze. Selbst wenn ich annehmen kénnte — und
Wissenschafter sind gegenteiliger Auffassung —, dafl Unterstinde
Menschen zu retten imstande sind — so kann ich doch niemals zu-
stimmen, wenn Zivilschutzdirektor Ellis plant, nur einen Teil der
Nation, hauptsichlich Militirs und Riistungsspezialisten, zu retten.

'Ich bin meines Bruders Hiiter, ich kaufe kein Gewehr, um meinen
Naichsten niederzuknallen. Ich baue nicht einmal einen Unterstand,
der, wenn tiberhaupt Uberleben — dann hochstens eine Nachkriegs-
welt von genetisch geschidigten Kindern in Aussicht stellt.

Und trotz aller Propaganda fiir Zivilschutz und Kriegsbereitschaft

glaube ich, daf der Prisident bereit ist, tiber die schwebenden Fragen
zu unterhandeln, und trotz Wiederaufnahme der Atomversuche in
Sibirien bin ich der Uberzeugung, dafy Mr. Chruschtschew willens ist,
eine friedliche Losung zu finden, wozu beiderseitiges Nachgeben nétig
ist.
- Was heute fiir einen Amerikaner, Russen, Englinder oder Fran-
zosen, Japaner oder Chinesen als einzige Moglichkeit iibrigbleibt, ist
nicht, eine Schaufel zu ergreifen und ein Loch zu graben, sondern hin-
zugehen und an den Mann, der fiir sein Volk die Verantwortung
tragt, etwa diese Worte zu richten: «Im Namen der Menschheit macht
euch an die Arbeit, bereinigt eure Differenzen am runden Tisch und
steht nicht wieder auf, bis ihr die ersten Artikel eines Abkommens
unterschrieben habt. Es gibt keine Alternative.» ,

Wenn schon das Volk der vierte Zweig unserer Regierung ist, wie
man uns versichert, so ist es hochste Zeit, daf} dieser vierte Zweig sich
vernehmen lasse, und zwar laut und unmifiverstindlich und immer
wieder. Wir wollen leben — wir haben kein Rendez-vous mit dem
Tod. Was die Millionen verlangen miissen, ist die Moglichkeit, zu
leben und zu lieben, nicht Elend und Haf} und Tod in Unterstinden.
Darum gehe heute niemand zur Ruhe, ohne diese Biirgerpflicht getan zu
haben. Ihr seid das Volk. Sorgt dafiir, daf} man auf euch hort!

Warum wird nicht abgeriistet?

" Der amerikanische Universititsprofessor . P. Morray ist der Verfasser eines
gelehrten Buches, das sich «From Yalta to Disarmament» («Von Jalta zur Ab-
ritstung») betitelt. Im Oktoberheft der Neuyorker «Monthly Review» faflt er einige
Leitgedanken seines Werkes zusammen und bringt sie in héchst aufschlufireiche
Bezichung zu den brennenden Fragen, die uns in diesen Wochen und Monaten so
lebhaft beschiftigen: Berlin, Deutschland, Kernwaffenerprobung. Eine Wiedergabe
des Hauptteiles seines Aufsatzes ist wohl auch unseren Lesern wilkommen. H. K.

Professor Morray stellt zunichst die Abriistungsbemithungen dar,
die nach dem Zweiten Weltkrieg aufgenommen wurden, aber zu nichts
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fithrten, weil, wie er sagt, die Politik der Vereinigten Staaten eine
«ldhmende Zwielichtigkeit» aufwies. Dann fihrt er fort:

«Im Jahre 1955 machten die Sowijetvertreter den langen, frucht-
losen Verhandlungen iiber zwei Fragen ein Ende: 1. Die Hohe der
Streitkrifte, die auf Grund eines Abriistungsvertrags noch erlaubt sein
sollten, und 2. die zeitliche Verkniipfung einer Herabsetzung der her-
kémmlichen Riistungen mit der Ausschaltung der Kernwaffen. Die
Sowjetunion nahm jetzt einfach die westlichen Vorschlige zu diesen
beiden entscheidend wichtigen Punkten an. Die Bestiirzung in
Washington war noch niemals so grofy wie damals, als dieser bedeut-
same Schritt zu einem Abriistungsvertrag gemacht wurde. Als sich die
iiberraschte Regierung von diesem gefihrlichen Abrutschen nach einem
Zielband hin, das zugleich ein Abgrund war, erholt hatte, begann
Stassen, auf Anordnung Prisident Eisenhowers, die ganze Frage neu
zu studieren. Das Staatsdepartement war in eine Mausefalle geraten.
Die Weisungen des Prasidenten lauteten, man miisse jetzt die Ansich-
ten der Militirs ebenso in Erwigung ziehen wie diejenigen der Zivil-
beamten. ,

Das Ergebnis dieses Neustudiums war, daf§ die Vereinigten Staa-
ten allen ihren fritheren Abriistungsvorschligen gegeniiber ,Vorbehalte
anbrachten’. An ihre Stelle riickte Prisident Eisenhower mit seinem
Vorschlag fiir einen ,offenen Luftraum® heraus und stellte alle fritheren
Erwigungen iiber eine Riistungsverminderung hinter ,vertrauenschaf-
fenden Mafinahmen® wie Austausch von Waffenmodellen und unbe-
grenzte Lufterkundung zuriick. Die Sowijets erwiderten, diese Maf3-
nahmen seien grundsitzlich annehmbar; sie sollten als eine der Schluf3-
vorkehrungen eines Abkommens iiber die Riistungsbegrenzung und
das Verbot von Kernwaffen durchgefithrt werden, zwei Fragen, die
Prisident Eisenhower auf die lange Bank geschoben hatte. Der Vor-
schlag des Prisidenten befriedigte das Pentagon (den Wehrmachits-
stab), dem er die erregende Aussicht auf unbegrenzte Einsichtnahme
in Ziele innerhalb der Sowjetunion erdffnete. Er legte die Grundlinie
der amerikanischen Politik fest, die in mehr oder weniger verschleierter
Form Jahr um Jahr von den Vertretern Amerikas entwickelt wurde:
Zuerst Kontrollen, die wirksam ausgeiibt werden miissen, und erst
dann Verpflichtungen zur Abriistung. Die Sowjetunion wird wahr-
scheinlich eine Kontrolle unter diesen Bedingungen nicht zulassen, so
daf3 die gefiirchtete Verpflichtung getrost in einer Schublade versenkt
werden kann.: |

Die Kernwaffenversuche

Ein zweiter Hohepunkt kam im Jahre 1958 mit der Frage der
Kernwaffenversuche. Der Ruf nach einer Einstellung der Kernwaffen-
versuche wurde zuerst von der indischen Regierung dringlich erhoben
und von der Bandung-Konferenz im Jahre 1955 kriftig unterstiitzt.
Die Sowjetunion machte daraus im Mai 1955 einen foérmlichen Vor-
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schlag an die Westmachte, wobei die Einstellung von einem inter-
nationalen Ausschuf} iiberwacht® werden sollte. Die Vereinigten Staa-
ten zeigten sich bereit, Zeit und Ort von Versuchen im voraus mitzu-
teilen, erklirten aber, die Fortsetzung ‘der Versuche sei nétig, um ,die
Sicherheit der freien Welt® aufrechtzuerhalten.

Im Mairz 1958 elektrisierte die Sowjetunion die Welt durch die
Verkiindung ihres Entschlusses, ,Versuche mit Atom- und Wasser-
stoffwaffen jeder Art... einseitig einzustellen® und sie nicht wieder-
aufzunehmen, aufler wenn die Westmichte ihre Versuche fortsetzten.
Die Vereinigten Staaten und Grofibritannien bekundeten ihre Ableh-
nung des sowjetischen Angebots, indem sie die bereits fiir den Sommer
1958 geplanten Versuche durchfithrten. Aber der kithne und dramati-
sche Vorstofy der Sowjetunion machte die britisch-amerikanische Hal-
tung nur um so angreifbarer — ein bedenklich schwacher Punkt im
ideologischen Ringen. Wie es im Jahre 1952 notwendig geworden war,
der amerikanischen Diplomatie ein neues Gesicht zu geben (wenn
auch ohne Anderung des Wesens der Politik), so war jetzt eine wei-
tere Krise dieser Art entstanden. Man begegnete ihr diesmal durch den
Vorschlag, die Frage der Kontrolle in einem Abkommen iiber die Ein-
stellung der Versuche den technischen Sachverstindigen zur Behand-
lung zu tberweisen. Die Besprechungen sollten jedoch ganz unver-
bindlicher Art sein und keinerlei Verpflichtung einschlieflen, die Ver-
suche tatsichlich einzustellen, oder, wie sich das Staatsdepartement
ausdriickte, ,ohne Vorwegnahme der Haltung des einen oder andern
Staates in bezug auf die zeitliche Durchfithrung und gegenseitige Ab-
hingigkeit der verschiedenen Seiten der Abriistung’.

Die Zwielichtigkeit der amerikanischen Politik erwies sich klar in
dem Schicksal der Genfer Sachverstindigenkonferenz vom Juli und
August 1958. Die Sachverstindigen traten zusammen und stellten ein-
stimmig fest, daf} die Ausfithrung eines Abkommens iiber die Einstel-
lung der Versuche wirksam itberwacht werden kénne. Sie nahmen ein
weltweites Netz von Kontrollposten in Aussicht, davon annghernd 20
in der Sowjetunion. Sie nahmen auch an, daf} etliche einseitige Inspek-
tionen verdichtiger Ereignisse an Ort und Stelle erlaubt wiirden, die
geniigen konnten, um die Entdeckung von Verletzungen des Abkom-
mens zu ermdglichen, wenn auch Sicherheit fiir eine Entdeckung nicht
 gewihrleistet werden koénne. Als die Konferenz auseinanderging,
glaubte die Welt einen Augenblick, jetzt beginne wirklich das Mor-
genrot am Himmel zu erscheinen. Diese utopische Hoffnungsfreudig-
keit unterschitzte aber die Findigkeit der amerikanischen Regierung
in den notwendigen Kiinsten der Doppelsinnigkeit. Eine Gesellschaft,
die bereits ,industrielle Bezichungen® und ,Beziehungen zur Offentlich-
keit® (verschleiernde Bezeichnungen fiir ,Wirtschaftskampf® und ,Ge-
. sellschaftsreklame® H. K.) geschaffen hatte, wird sich auch einen
dauernden Namen machen mit der Vervollkommnung der diplomati-
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schen Kunst, neue Méglichkeiten zu entdecken, um ein unerwiinschtes
Abkommen mit Scheingriinden hinauszuzégern.

Innert weniger Wochen hatte die Regierung der Vereinigten Staaten
das Vertrauen in den Genfer Bericht vom August 1958 verloren. Sie
hatte sich jetzt die Ansicht einer Forschergruppe, mit Dr. Edward
Teller an der Spitze, zu eigen gemacht, daf} unterirdische Explosionen
geringeren Grades nicht von Erdbeben unterschieden werden konnten.
Alle derartigen Explosionen unterhalb eines Erschiitterungsgrades, der
ungefihr 20 Kilotonnen (die Stirke der Explosion iiber Hiroshima)
entspreche, sollten von dem Vertrag tiber ein Versuchsverbot ausge-
nommen sein. Dank einem gliicklichen Zufall wollte das Verteidi-
gungsdepartement weitere Versuche eben in diesem Grad. Die Ver-
einigten Staaten begriifiten jedoch diejenigen Teile des Genfer Berich-
tes, die die Errichtung von Kontrollposten und die Entsendung von
Inspektionen an Ort und Stelle vorsahen. Die Posten sollten so bald
als moglich errichtet und die einseitigen Inspektionen begonnen wer-
den — je mehr, desto besser. Die Vereinigten Staaten, die immer
,Kontrolle ohne Abriistung® erstrebten, betrachteten die Verhandlun-
gen iiber ein Versuchsverbot als Gelegenheit, durch grundsitzliche
Freiheit des Zuganges zu sowjetischem Gebiet Einblick in die Sowjet-
union zu gewinnen, ohne selbst auf irgendwelche Waffen zu verzich-
ten und ohne das Recht auf Durchfithrung von Versuchen preiszu-
geben, die vielleicht nur bis zum Ende einer Pause von einem, zwei
oder drei Jahren (je kiirzer, desto besser nach Ansicht der amerikani-
schen Unterhindler) verschoben werden miifiten.

Die ernsteste Sorge der amerikanischen Regierung war die tatsich-
liche Einstellung der Kernwaffenversuche, die ohne férmliche Ab-
machung erfolgte, als im Oktober 1958 die Verhandlungen begannen.
Ein Bruch dieser stillschweigenden Vereinbarung mufite die Welt-
offentlichkeit vor den Kopf stoflen. Wie man aus dieser Zwangslage
herauskommen, wie man die Versuche wiederaufnehmen sollte ohne
verheerenden Vertrauensverlust in der neutralen Welt, das war eine
der hiibschesten Knackniisse, welche die neue Regierung von den ab-
tretenden Republikanern geerbt hatte. Es war eine allbekannte Tat-
sache, daf} die Regierung die Wiederaufnahme der Versuche fiir 1961
vorbereitete, trotzdem die Folgen bedauerlich sein mufiten. Daf} es
nun aber die Sowjetunion war, die einen von langer Hand vorberei-
teten diplomatischen Sieg opferte und den Vereinigten Staaten eine
fast sichere Riige der UNO-Versammlung ersparte, mag widersinnig
scheinen. Es bezeugte aber nur den duflersten Ernst der Weltlage, in,
der die wirkliche Drohung eines Atomkrieges einen in Aussicht ste-
henden Propagandasieg ganz nebensichlich macht. Die langsame,
stetige Blof3stellung der amerikanischen Heuchelei in der Versuchs-
frage war eine Taktik, die aufgegeben werden mufite, bevor sie ihre
Friichte getragen hatte, weil sich immer mehr die offenkundigen An-
zeichen hauften, daf} fir die amerikanische Regierung der heife und
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nicht der kalte Krieg auf der Tagesordnung stand. Der Riickstand der
Sowjetunion in der Erprobung der Kernwaffen wurde von Chrusch-
tschew zweifellos als schwere Belastung empfunden, die um so ge-
fahrlicher wurde, je wahrscheinlicher der Krieg wurde.

Vollstindige Abriistung!

Ein dritter Hohepunkt, der sich aus den endlosen Abriistungsver-
handlungen heraushob, wurde in der 14. Tagung der UNO-General-
versammlung im September 1959 erreicht. Vor diesem Zeitpunkt hatte
die Kontrollfrage, die Frage, wie die Erfiillung eines Abkommens {iber
die Ristungsbeschrinkung festzustellen sei, die Michte gespalten. In
einem neuen dramatischen Vorstof, der jenen westlichen Vertretern,
die gegen einen Vertrag mit Einschluf} der scheinbar unlésbaren Kon-
trollfrage waren, den Boden unter den Fiiflen wegzog, legte Minister-
prisident Chruschtschew seinen Vorschlag fiir eine ,allgemeine und
vollstindige Abriistung® vor, die mit allen von den Westmichten ge-
wiinschten Kontrollen versehen sein sollte. Er nahm nicht nur den
offenen Luftraum an, sondern wollte tiberhaupt alles offengelegt wis-
sen. Er bot den westlichen Inspektoren an, daf$ sie ,ihren Eifer bis zum
Letzten ausleben’, iiberall hingehen und fortlaufend alles besichtigen
diirften, mit Lufterkundung, beweglichen Bodenmannschaften und
allen anderen Inspektionsmitteln, die sie ersinnen wollten., All das
jedoch im Austausch gegen eine allgemeine und vollstindige Abriistung.
Der Westen hatte umfassende Kontrollen ohne Verpflichtung zur Ab-
riistung gewollt; die Sowjetunion hatte Verpflichtung zur Riistungsbe-
schrinkung, aber begrenzte Kontrollen gewollt. Nun gab es auf einmal
keinen Streit iiber Kontrollen mehr, und die westlichen Regierungen
wurden einfach vor die Frage gestellt: Wagen wir, wie die Sowjet-
union, unsere Staaten zur Abriistung zu verpflichten? Sie sagten wei-
terhin: Nein! Sie suchten jedoch ithre Weigerung zu verschleiern, in-
dem sie die Kontrollfrage neuerdings als Hindernis fiir eine Verein-
barung aufrichteten. Das geschah durch die Forderung nach ausge-
kliigelten Kontrollen im Austausch gegen die Verpflichtung zu nur
ganz geringfiigigen Schritten auf eine Riistungsbegrenzung hin, wie
zum Beispiel die Abtragung einer gewissen Zahl von Kernwaffen und
von Anlagen fiir die Herstellung angereicherten Uraniums und Pluto-
niums, die ,eine nach der andern‘ geschlossen werden sollten. Das
heiflen die geiibten Wortverdreher im Staatsdepartement ,stufenweise
Abriistung’. Die amerikanische Offentlichkeit erfihrt nur, dafl die
Sowjets diese Vorschlige ablehnen. Es sind aber wirklich blof3 Ab-
lenkungsversuche, taktische Hilfsmittel, um die Hauptfrage zu um-
gehen: die tatsichliche Verpflichtung zur vollstindigen Abriistung mit
ungehinderter Kontrolle. :

Wihrend sich die Beweise hiuften, daf! die Regierung der Ver-
einigten Staaten gegen eine Festigung des Friedens durch Abriistung
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ist, weisen andere Zeichen auf die Entschlossenheit der Regierung
Kennedys hin, eher einen Krieg in Europa zu fithren als die Folgen
eines Friedensvertrages auf sich zu nehmen, der der Deutschen Demo- -
kratischen Republik volle Eigenstaatlichkeit verleiht. Es liegt auf der
Hand, daf} die westlichen Regierungen eines Tages vor der Frage
stehen werden: Sollen wir die dauernde Ausdehnung der sozialisti-
schen Welt bis zu den Grenzen hin anerkennen, die durch den Zwei-
ten Weltkrieg geschaffen worden sind? Sechzehn Jahre lang haben
sie sich geweigert, sie anzuerkennen, und die Uberzeugung genihrt,
daf} sie es nie tun wiirden. Der Kern der Acheson-Dulles-Adenauer-
Politik ist die Entschlossenheit, den bisherigen Zustand in Deutsch-
land umzustiirzen, die Deutsche Demokratische Republik aufzulosen,
Ostdeutschland (und vielleicht Teile Polens) der sozialistischen Welt
zu entreiflen und es dem sowijetfeindlichen Westblock einzuverleiben.
Man mag tber die Deutsche Demokratische Republik denken was
man will, aber sie ist eine Wirklichkeit, die von der Macht der Sowijet-
union verteidigt wird. Die Regierung der Vereinigten Staaten kann der
— zugegeben harten — Entscheidung nicht ausweichen, ihre Verstei-
fung auf den Befreiungskreuzzug der vergangenen sechzehn Jahre zu
lockern oder in den Krieg zu ziehen. Die Drohung mit Krieg ist in
jeder Weigerung der amerikanischen Regierung enthalten, die tatsich-
liche Grenze zwischen der kapitalistischen und der sozialistischen
Welt anzuerkennen. (Das ist ein Grund dafiir, dafl die Regierung der
Vereinigten Staaten jede Verpflichtung zur Abriistung ablehnen mufite.
Ein abgeriisteter Staat kann nicht mehr drohen, seine Ziele durch
Krieg zu erreichen.) '

«Der Zweite Weltkrieq ist noch nicht zu Ende»

Die Sowjetunion dringt jetzt auf einen Friedensvertrag, der die
Kriegsgefahr sehr vermindern wiirde, indem er ein Einvernehmen itiber
die Grenzen und die souverine Unverletzlichkeit der Demokratischen
Volksrepubliken besiegelte. Solange sich die NATO-Maichte weigern,
einer solchen Erklarung zuzustimmen, sagen sie damit, daf} die Lage
in Osteuropa fiir sie einer Umgestaltung durch militirische Unterneh-
mungen der NATO fihig sei; daf8 Osteuropas Schicksal noch nicht
entschieden sei; daf} die sechzehn Jahre Frieden seit 1945 nur eine
Zeit des Waffenstillstands gewesen seien, die von den NATO-Mich-
ten in Erwartung eines freiwilligen Riickzugs der Sowjetunion dazu
beniitzt worden sei, die Militarkraft Deutschlands sich einzuverleiben;
daf} der Zweite Weltkrieg noch nicht zu Ende sei und jeden Augen-
blick gegen jeden Feind, der im Wege stehe, zu Recht wieder aufge-
nommen werden kénne. Der Friedensvertrag wiirde der Welt ver-
kiinden, dafl der ins Auge gefafite Kreuzzug der kapitalistischen
Armeen abgeblasen und 'das friedliche Zusammenleben zwischen den
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sozialistischen und den kapitalistischen Staaten Europas ein von allen
anerkannter leitender Grundsatz geworden sei. |

Es ist vollkommen klar, daf} die Regierung der Vereinigten Staaten
keine Beendigung des Zweiten Weltkrieges unter solchen Bedingungen
‘will. Sie zieht die gegenwirtige Lage mit ihrer stindigen Drohung einer
Wiederaufnahme des Kampfes — diesmal mit deutscher Hilfe und
gegen die Sowjetunion als Feind — der steigenden Wirkung von Frie-
densvertrigen vor. Eine solche Politik macht die Vereinigten Staaten
zum Feind der Menschheit. Wenn sie fortgesetzt wird, so sind Prisi-
dent Kennedy und seine Helfer fiir ein Verdammungsurteil der Ge-
schichte ausersehen. '

Die westlichen Regierungen haben auf den sowjetischen Friedens-
vorstof} geantwortet, indem sie die militirischen Besatzungen in West-
berlin verstirkten und dem falschen Eindruck Vorschub leisteten, daf}
die Sowjetunion mit einem militirischen Angriff auf Westberlin ge-
droht habe. Es gibt Millionen Leser westlicher Zeitungen, die glauben,
Chruschtschew habe gedroht, Berlin mit Gewalt in seinen Besitz zu
bringen, gerade wie Hitler im Konflikt iiber das Sudetenland die
Tschechoslowakei mit Gewaltanwendung bedroht habe. Dank dem
Vorantritt Prisident Kennedys sehen sie in der Wiederaufnahme der
Kernwaffenversuche durch die Sowjetunion nicht ein Abschreckungs-
mittel gegeniiber den westlichen Plinen, Ostdeutschland gewaltsam
heriiberzuholen, sondern ein taktisches Manéver der Sowjetunion, um
Westberlin ,durch Erpressung® an sich zu reiffen. Die von Kennedy
eingeleitete Beschleunigung der Kriegsvorbereitungen, das Aufgebot
von weiteren 250 000 Mann, die Zuweisung von zusitzlichen sechs
Milliarden Dollar an die Militdrausgaben, die Entsendung weiterer
Flugzeuge und Truppen nach Europa, die propagandistisch grof3 auf-
gemachte Ankunft des amerikanischen Vizeprisidenten mit 1500 zu-
sitzlichen Soldaten in Westberlin, die Austrompetung der Ernennung
von General Clay als personlichen Vertreters des Prisidenten in Berlin,
um der Nation erhéhte Urteils- und Schlagkraft’ zuzufithren — all
diese Vorkehrungen sind als zusammengehérige Verteidigungsmaf3-
nahmen ausgegeben worden, mit dem Zweck, einen militirischen An-
griff auf Westberlin abzuschrecken. Chruschtschew hat in Wirklich-
keit immer wieder gesagt, niemand denke daran, Westberlin anzu-
greifen. Der Prisident bringt die 6ffentliche Meinung Amerikas gegen
die Sowjetunion auf, verdirbt die Moglichkeiten, einen stetigeren Frie-
den zu schaffen, durch Verfilschung der sowjetischen Politik, durch
Vorspiegelung von Bedrohungen, um die Unterstiitzung der Offent-
lichkeit fiir verstirkte Militirriistungen zu gewinnen, die sonst auf

Widerstand von seiten einer breiten Schicht der Bevolkerung stoflen
wiirden, |
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Die Wabrbeit wird siegen

Die SchliefSung der Grenze zwischen Ost- und Westberlin war ein
logischer, notwendiger Schritt zur Kontrollierung der Berithrungs-
unkte zwischen einer souverinen Deutschen Demokratischen Repu-
ﬁlik und einem freien Westberlin, das dieser Souverinitit nicht unter-
steht. Die klare Absicht war dabei, Westberlin als Sondergebiet zu
behandeln, nicht etwa es mit Angriff und Aufsaugung zu bedrohen.
Diejenigen, die ihre Entriistung dariiber bekundet haben, daf} hier
eine Grenze wirksam gemacht wurde, die alle zu beachten gezwungen
werden sollten, sind in Wirklichkeit nur dagegen, daf3 jetzt Hinder-
nisse fiir eine Ausdehnung in der anderen Richtung geschaffen wur-
den. Sie traumten von einem kapitalistischen Westberlin, das sich auf-
machen werde, um ganz Ostdeutschland in seinen Schof3 zu ziehen.
Und gerade mit dieser Art gefihrlicher Triumerei muf} einmal Schluf3
gemacht werden. Uberwachung von Grenzen erzeugt keinen Krieg,
wohl aber ihre Uberrennung. '
~ Zur Uberwachung der Zugangswege, die nun bald von den ost-
deutschen Behérden ausgeiibt werden soll, gehort das Recht, West-
berlin zu blockieren, es durch Hunger zur Ubergabe zu zwingen. Aber
auch damit droht niemand. Die ostdeutschen Behérden haben ihre
Bereitschaft erklirt, Sicherheiten fiir die Beachtung der wirtschaft-
lichen Bande zwischen Westberlin und Westdeutschland zu bieten.
Wenn es unter diesen Umstinden zum Krieg kommt, so miissen
sich Millionen Amerikaner innerlichst unbehaglich fithlen. Es wird
dann fiir die fortschrittlichen Amerikaner einen peinlichen Augenblick
der Wahrheit geben. Sie kénnen ihre geheime Verurteilung der ameri-
kanischen Politik nicht mit dem Gebot unterdriicken: ,Fiirchte Landes-

verrat. Gehorche den Geboten des Staates. Denn 'das kommt allen Men-

schen zu.’ Die Regierung moge sich hiiten, unbedingt auf einen blin-
den Patriotismus in dieser Krise zu vertrauen! Wenn die Westmichte
Krieg mit einem sozialistischen Block erzwingen, der beharrlich ver-
niinftige Bedingungen fiir ein friedliches Zusammenleben, vollstindige
und allgemeine Abriistung und Friedensvertrige auf Grund der tat-
sichlichen Grenzen angeboten hat, dann wird es nicht lang gehen, bis
innere Zersetzung in den Streitkriften des Westens und gewaltige
sittliche Stirke im sozialistischen Lager ihre Wirkungen bekunden
werden.» |

Ein einfacher Biirger stellt Fragen
(Schluf})

Man hat inzwischen auch in unabhingigen amerikanischen Krei-
sen eingesehen, daf das Geschift die treibende Kraft des Wettriistens
ist. So konnte man im September 1959 in der Neuyorker Zeitung «The
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	Warum wird nicht abgerüstet?

